
Entscheidungen der gesellschaftlichen Gerichte sind rechtsverbindlich, wenn 
die gesetzlich vorgeschriebene Einspruchsfrist abgelaufen ist oder ein Einspruch 
durch gerichtliche Entscheidung zurückgewiesen wird (§§ 276, 277 StPO; § 13 
GGG).

Nach der Entscheidung eines gesellschaftlichen Gerichts kann ein Bürger nicht 
noch einmal wegen der gleichen Sache strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
werden. Gemäß § 14 Abs. 3 StPO hat der Staatsanwalt nach der Entscheidung 
eines gesellschaftlichen Gerichts nur dann innerhalb von sechs Monaten das Recht 
Anklage zu erheben, wenn nachträglich Tatsachen vorgebracht und bekannt 
werden, aus denen sich ergibt, daß die Straftat erheblich gesellschaftswidrig bzw. 
-gefährlich ist.

Nach § 276 Abs. 3 StPO hat der Staatsanwalt des Kreises gegen Entscheidungen 
der gesellschaftlichen Gerichte ein Einspruchsrecht. Für dieses im Interesse der 
Gewährleistung der Gesetzlichkeit erweiterte Einspruchsrecht des Staatsanwalts 
güt strikt das Verbot doppelter Strafverfolgung.

Die Maßnahmen der gesellschaftlichen Gerichte gestalten die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit als gesellschaftliches Verhältnis, das infolge der Begehung der 
Straftat durch den Straftäter entsteht. Sie dienen dem Schutze der sozialistischen 
Staats-, Gesellschafts- und Rechtsordnung sowie der Rechte und Interessen der 
Bürger, der Erziehung des Straftäters und der Vorbeugung neuer Straftaten. Mit 
ihnen erfolgt die staatlich-gesellschaftliche Zurückweisung und moralisch-politi­
sche Verurteüung der Straftat, die Erziehung des Straftäters, die Einwirkung auf 
andere noch nicht genügend gefestigte Bürger. Sie verfolgen das Ziel, die Gesetz­
lichkeit zu festigen, die gesellschaftlichen Kräfte, Kollektive, Gemeinschaften und 
Leiter zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung bei der Bekämpfung und Vorbeu­
gung von Rechtsverletzungen und bei der Erziehung von Strafrechtsverletzern zu 
mobilisieren.

Der Unterschied der Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der 
gesellschaftlichen Gerichte gegenüber den Strafen besteht vor allem darin, daß für 
sie die moralisch-politische Einwirkung auf den Rechtsverletzer das Bestimmende 
ist. Dagegen tritt die mit der Beschränkung bzw. dem Entzug von Rechten und der 
Zufügung von Nachteilen verbundene Zwangswirkung der Strafen weitgehend 
zurück. Die gesellschaftlichen Gerichte stützen sich vorwiegend auf den erzieheri­
schen Einfluß der Kollektive und Gemeinschaften, in denen der Rechtsverletzer 
arbeitet und lebt.

Beim Tätigwerden der gesellschaftlichen Gerichte der DDR werden allgemein­
gültige Erfahrungen der Sowjetunion darüber berücksichtigt, wie der Kampf gegen 
die Kriminalität als Anliegen der Arbeiterklasse und der von ihr geführten Werktä­
tigen erfolgreich gestaltet werden kann.61 Auch in der DDR wurden — zuerst in 

61 Zur Herausbildung der Kameradschaftsgerichte in der Sowjetunion vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 25, 
Berlin 1960, S.477; das Programm der KPR(B) von 1913, in: Die KPdSU in Resolutionen..., 
a. a. O., S. 423; Ordnungen über die Arbeiter- und Disziplinargerichte aus den Jahren 1919—1921, in: 
Gesetzessammlung der RFSFR, 65/1919, Pos. 537 und 23/24/1921, Pos. 142 (russ.); W.I. Lenin, 
Werke, Bd.32, a.a.O., S. 15-25, S.32, S.45, S.74L, S. 142; Werke, Bd.33, Berlin 1962, S. 176f.; 
H. Keil, „Die Verwirklichung der Leninschen Ideen über die gesellschaftlichen Gerichte“, Neue 
Justiz, 8/1970, S. 236ff.
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